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Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz - BMASK, Stellungnahme  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

Bezug nehmend auf den im Betreff genannten Entwurf erlaubt sich das 
Bundesministerium für Gesundheit folgende Stellungnahme abzugeben: 

In Art. 1 Z 16 und 20 (§§ 414 und 452a ASVG) ist vorgesehen, dass Beschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht erhoben werden kann. Da die Beschwerde bei der 
Behörde erster Instanz und nicht direkt beim Verwaltungsgericht einzubringen ist, 
wird angeregt vorzusehen, dass Beschwerde „an das Bundesverwaltungsgericht“ 
erhoben werden kann (vgl. dazu zB Art. 5 - § 93 Abs. 1 KOVG, Art. 6 - § 15a OFG). 

Art. 1 Z 18 (§ 416 ASVG, der im Wesentlichen dem bisherigen  § 417 ASVG entspricht) 
räumt der Aufsichtsbehörde das Recht ein, bestimmte Bescheide der 
Versicherungsträger für nichtig zu erklären. 

Zunächst ist festzuhalten, dass seit der Teilung der Kompetenzen in Angelegenheiten 
der gesetzlichen Sozialversicherung mit 1. Mai 2003 einerseits eine Aufteilung der 
aufsichtsbehördlichen Befugnisse zwischen dem Sozial- und dem Gesundheitsressort 
vorgenommen wurde (siehe hiezu § 448 Abs. 1 ASVG). Andererseits legt das 
Bundesministeriengesetz 1986 seit seiner Novelle BGBl. I Nr. 17/2003 mit 
Wirksamkeit vom 1. Mai 2003 die Kompetenzen der beiden genannten Ministerien 
wie folgt fest 

BMASK: „ Angelegenheiten der Sozialversicherung einschließlich der 
Arbeitslosenversicherung, jedoch mit Ausschluss der Krankenversicherung und der 
Unfallversicherung.“ 

BMG: „Angelegenheiten der Krankenversicherung und der Unfallversicherung. Dazu 
gehören insbesondere auch die Legistik und die Aufsicht in diesen Angelegenheiten.“ 
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Insbesondere bei jenen Versicherungsträgern, die mehrere Zweige der gesetzlichen 
Sozialversicherung administrieren, kann die Benennung der „Aufsichtsbehörde“ – 
welche nach § 448 Abs. 1 ASVG das BMG ist – dann zu sinnwidrigen Ergebnissen 
führen, wenn von solchen etwa im Rahmen des § 416 ASVG i.d.F. des Entwurfes in 
der Sache über eine Angelegenheit (auch) der Pensionsversicherung zu entscheiden 
ist. Aus materieller Sicht ist hier weiterhin die Zuständigkeit des BMASK gegeben; die 
Aufsichtsbehörde wäre aber in den genannten Fällen das BMG. 

Die Nennung der „Aufsichtsbehörde“ im § 416 ASVG i.d.F. des Entwurfes, wird dieser 
Problematik nicht gerecht. Zwar muss eingeräumt werden, dass damit in dieser 
Hinsicht nur die bisherige Rechtslage fortgeschrieben wird; bei den übrigen 
neugefassten Regelungen dieser Novelle wird hingegen auf die materiell-rechtlichen 
Verhältnisse Bedacht genommen und der jeweilige Bundesminister sowohl 
hinsichtlich der federführenden Zuständigkeit als auch hinsichtlich allfälliger 
Mitwirkungskompetenzen und Berichtspflichten ausdrücklich genannt. 

Es wird daher eine Überarbeitung des § 416 Abs. 1 ASVG i.d.F. des vorliegenden 
Entwurfes dahingehend angeregt, dass die Zuständigkeit des jeweiligen 
Bundesministers unmissverständlich zum Ausdruck kommt. 

Nach Art. 1 Z 20 (§ 452a ASVG) soll gegen Bescheide der Aufsichtsbehörde und wegen 
Verletzung ihrer Entscheidungspflicht Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht 
erhoben werden können. Nachdem in den Sondergesetzen (GSVG, BSVG, B-KUVG) ein 
eigenständiges Aufsichtsrecht besteht (vgl. §§ 220 ff GSVG, 208ff BSVG, 154ff B-
KUVG) und nicht bloß auf die diesbezüglichen Regelung des ASVG verwiesen wird, 
wird angeregt auch in diesen Gesetzen eine entsprechende Parallelregelung zu 
treffen. 

 

Um Berücksichtigung der ho. Stellungnahme wird ersucht. 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird dem Präsidium des Nationalrates in 
elektronischer Form übermittelt. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Für den Bundesminister: 

Hon.-Prof. Dr. Gerhard Aigner 
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